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Impulspapier  

Demokratie unter Druck – Bürgerperspektiven aus fünf europäischen Städten 

Ergebnisse und Empfehlungen aus dem CERV-Projekt „BÜRGER – Europäische 
Perspektiven: Bürger gestalten die Zukunft“ 

Im Rahmen des europäischen CERV-Projekts „BÜRGER – Europäische Perspektiven: Bürger gestalten 
die Zukunft“ wurden Bürgerbefragungen zum Zustand der Demokratie in Jena (Deutschland), 
Timisoara (Rumänien), Izola (Slowenien), Kifissia (Griechenland) und Brovary (Ukraine) durchgeführt. 

Die Ergebnisse zeigen ein deutliches Bild: 
Die Demokratie wird von den meisten Bürgerinnen und Bürgern weiterhin als die beste 
Regierungsform gesehen – gleichzeitig wächst jedoch in allen beteiligten Ländern das Gefühl, dass 
demokratische Systeme unter Druck stehen. Viele Menschen erleben politische Unsicherheit, 
Vertrauensverlust, gesellschaftliche Polarisierung und mangelnde Bürgernähe. Gleichzeitig besteht 
weiterhin ein großes Bedürfnis nach Beteiligung, Mitgestaltung und demokratischem Dialog. 

Zentrale Erkenntnisse 

Demokratie wird weiterhin als wichtig angesehen 

In allen beteiligten Ländern verbinden die Bürgerinnen und Bürger Demokratie vor allem mit: 

• Freiheit,  
• Meinungsfreiheit,  
• Mitbestimmung,  
• Gleichheit,  
• Rechtsstaatlichkeit  
• und freien Wahlen.  

Die Ergebnisse zeigen keine grundsätzliche Ablehnung der Demokratie. Vielmehr wünschen sich viele 
Menschen eine Demokratie, die transparenter, gerechter und näher an den Bürgerinnen und Bürgern 
ist.  

Demokratie befindet sich aus Sicht vieler Menschen in einer Krise 

In allen Partnerländern äußerten viele Befragte Zweifel daran, ob demokratische Systeme aktuell 
ausreichend handlungsfähig sind. Besonders häufig genannt wurden: 

• Korruption,  
• politische Eigeninteressen,  
• mangelnde Transparenz,  
• gesellschaftliche Spaltung,  
• Populismus,  



• Desinformation,  
• sowie das Gefühl fehlender politischer Einflussmöglichkeiten.  

Viele Bürgerinnen und Bürger erleben Demokratie derzeit nicht als stabil, sondern als unter Druck 
stehend. Gleichzeitig zeigen die Ergebnisse aber auch: 
Das Vertrauen in die Demokratie selbst ist häufig größer als das Vertrauen in politische Akteure und 
Institutionen.  

Vertrauensverlust gegenüber Politik und Institutionen 

Ein zentrales Ergebnis aller Befragungen ist das geringe Vertrauen in politische Parteien und 
Regierungen. 

Viele Menschen fühlen sich: 
• von Politikerinnen und Politikern nicht ausreichend vertreten,  
• politisch nicht gehört,  
• oder nicht ernst genommen.  

Das gilt in besonderer Weise für Jugendliche, die sorgenvoll in die Zukunft blicken. 
Besonders kritisch bewertet wurden: 

• politische Eigeninteressen,  
• parteipolitische Konflikte,  
• mangelnde Kooperationsfähigkeit,  
• sowie fehlende Transparenz politischer Entscheidungen.  

Gleichzeitig genießen lokale Behörden und kommunale Strukturen häufig mehr Vertrauen als 
nationale politische Ebenen. Umso wichtiger ist es, dass sich Kommunen Beteiligungsformate für den 
demokratischen Dialog und gesellschaftlichen Zusammenhalt initiieren. 

Junge Menschen wünschen Beteiligung – fühlen sich aber oft nicht ausreichend 
einbezogen 

Viele junge Menschen äußerten den Wunsch nach: 
• mehr direkter Beteiligung,  
• verständlicherer Politik,  
• besserer politischer Bildung,  
• sowie mehr Möglichkeiten, eigene Ideen einzubringen.  

Gleichzeitig gaben viele Befragte an: 
• sich politisch nicht ausreichend informiert zu fühlen,  
• politische Prozesse nur schwer nachvollziehen zu können,  
• oder keinen wirklichen Einfluss auf politische Entscheidungen zu haben.  

Diese Distanz zwischen Bürgerinnen und Bürgern und politischen Institutionen wurde in allen 
Ländern sichtbar. 

Demokratie steht unter Druck durch Polarisierung, Extremismus und Desinformation 

Als größte Gefahren für die Demokratie nannten die Befragten: 
• Rechtsextremismus,  
• Populismus,  
• Korruption,  
• soziale Ungleichheit,  
• Krieg und geopolitische Spannungen,  
• Desinformation und Fake News,  
• sowie zunehmende gesellschaftliche Polarisierung.  



Besonders die ukrainischen Ergebnisse zeigen, wie stark Krieg, Unsicherheit und politische Instabilität 
demokratische Prozesse belasten können.  

Empfehlungen an Politik und Institutionen 

1. Demokratiebildung stärken 

Viele Bürgerinnen und Bürger wünschen sich mehr politische Bildung – insbesondere an Schulen und 
für junge Menschen. 

Demokratie muss: 

• verständlicher erklärt,  

• praktischer erlebt  

• und aktiver eingeübt werden.  

2. Bürgerbeteiligung ausbauen 

Die Befragten sprechen sich deutlich für mehr Beteiligungsmöglichkeiten aus: 

• Bürgerräte. Sie sollen zukünftig fester Bestandteil der politischen Willensbildung sein und die 
von ihnen erarbeiteten Ergebnisse auch eine Verbindlichkeit haben. 

• lokale Dialogformate,  

• digitale Beteiligungsplattformen,  

• sowie stärkere direkte Mitbestimmung.  

Beteiligung stärkt Vertrauen. 

3. Transparenz und Glaubwürdigkeit verbessern 

Viele Menschen wünschen sich: 

• nachvollziehbare politische Entscheidungen 

• ehrlichere Kommunikation,  

• weniger parteipolitische Blockaden,  

• und mehr Zusammenarbeit demokratischer Kräfte.  

4. Extremismus und Desinformation aktiv bekämpfen 

Demokratie braucht Schutz vor: 

• Hass,  

• Radikalisierung,  

• Manipulation,  

• und gezielter Desinformation.  

Dazu braucht es: 

• Prävention,  



• Medienkompetenz,  

• Aufklärung,  

• und eine stärkere demokratische Debattenkultur.  

FAZIT: 

Die Bürgerbefragungen zeigen deutlich: 
Die Demokratie in Europa wird nicht grundsätzlich abgelehnt – sie steht jedoch unter erheblichem 
Druck. 

Viele Menschen wünschen sich: 

• mehr Mitsprache,  

• mehr Transparenz,  

• mehr politische Ehrlichkeit,  

• sowie eine stärkere Orientierung an den realen Problemen der Bürgerinnen und Bürger.  

Gerade junge Menschen wollen Demokratie aktiv mitgestalten – fühlen sich jedoch häufig nicht 
ausreichend eingebunden. 

Die Stimmen aus Jena, Timisoara, Izola, Kifissia und Brovary machen deutlich: 
Demokratie bleibt nur dann lebendig und widerstandsfähig, wenn Bürgerinnen und Bürger beteiligt, 
informiert und ernst genommen werden. 

Koordinator: Recht in Europa e.V. 

Weißenfelser Straße 13  
07743 Jena, Deutschland 

https://recht-in-europa.eu/ 
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